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Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Besten Dank für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung. Wir begrüssen den Vernehmlassungs-
entwurf und sehen darin eine Stärkung des schweizerischen Notrufwesens. 
 
Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen: 
 
Art. 30 Verordnung über Fernmeldedienste (FDV) 
Wir befürworten diesen Artikel grundsätzlich, beantragen aber die folgende Anpassung zum Ab-
satz 1:  
 

«Die Anbieterinnen des öffentlichen Telefondienstes müssen bei der Sprachübermittlung 
über Internet über ihre eigenen Telefonanschlüsse die Leitweglenkung und die Standor-
tidentifikation gewährleisten, sofern es die Technik zulässt. 
Wo dies weiterhin technisch nicht möglich ist, müssen diese nur bei Anrufen von 
dem im Abonnementsvertrag bezeichneten Hauptstandort aus gewährleistet sein.» 

 
Diese Anpassung ist im Sinne des Notsuchenden zwingend, damit im Rahmen der (Festnetz-) 
Internettelefonie alle Informationen, analog zur Mobilfunktechnologie, übermittelt werden können, 
da dies technisch bereits heute möglich ist. 
 
 
Hochachtungsvoll 
 
 
 
 
Anton Lauber Elisabeth Heer Dietrich 
Regierungspräsident Landschreiberin 
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